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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. ZPO: Erledigung in der Revisionsinstanz 
Beschluss vom 12.07.2023, Az: I ZR 17/22  

2. WEG: Erstellung einer korrigierten Jahresabrechnung 
Urteil vom 16.06.2023, Az: V ZR 251/21  

3. ZPO: Unmöglichkeit der elektronischen Übersendung 
Zwischenurteil vom 25.07.2023, Az: X ZR 51/23  

 

 
Urteile und Beschlüsse:

1. ZPO: Erledigung in der Revisionsinstanz 
Beschluss vom 12.07.2023, Az: I ZR 17/22 
a) Im Fall übereinstimmender Erledigungserklärungen hinsichtlich eines Teils des 
Rechtsstreits hat das Revisionsgericht in Abweichung von dem Grundsatz der Einheit-
lichkeit der Kostenentscheidung auch dann, wenn nur ein Teil des Rechtsstreits bei 
ihm und ein weiterer Teil in einer der Vorinstanzen weiter anhängig ist, eine Kosten-
entscheidung nach § 91a Abs. 1 ZPO für den erledigten Teil des Rechtsstreits zu tref-
fen. Zur Vermeidung widersprechender Kostenentscheidungen muss sich diese Kos-
tenentscheidung auch auf die diesbezüglich in den Vorinstanzen entstandenen Verfah-
renskosten erstrecken (vgl. BGH, Beschluss vom 12. Dezember 1975 - I ZR 48/74 , 
MDR 1976, 379 [juris Rn. 7]; Beschluss vom 8. April 2015 - VII ZR 254/14 , NJW 
2015, 1762 [juris Rn. 6]). 
 
b) Gibt eine Partei die Erledigungserklärung verzögert ab, kann es im Rahmen der 
nach § 91a Abs. 1 ZPO zu treffenden Ermessensentscheidung gerechtfertigt sein, ihr 
die hierdurch entstandenen Mehrkosten aufzuerlegen (vgl. BGH, Beschluss vom 19. 
Juni 2007 - KVR 23/98 , WRP 2008, 252 [juris Rn. 11]). 
  
 

  
2. WEG: Erstellung einer korrigierten Jahresabrechnung 

Urteil vom 16.06.2023, Az: V ZR 251/21 
WEG § 18 Abs. 2, § 28 Abs. 2 

Wird ein der Jahresabrechnung zugrunde liegender Beschluss über eine von dem Ge-
setz oder einer Vereinbarung abweichende Kostenverteilung rechtskräftig für ungültig 
erklärt, ist die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer zu der Erstellung einer korri-
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gierten Jahresabrechnung verpflichtet und kann jeder Wohnungseigentümer eine sol-
che verlangen; über die Einforderung von Nachschüssen oder die Anpassung der be-
schlossenen Vorschüsse haben die Wohnungseigentümer auf der Grundlage der korri-
gierten Abrechnung neu zu beschließen (Fortführung von Senat, Urteil vom 10. Juli 
2020 - V ZR 178/19, WuM 2020, 595 Rn. 23 ff.). 

WEG § 28 Abs. 2; BGB § 242 D 

a) Wird ein Beschluss über eine abweichende Kostenverteilung, der einer bereits be-
schlossenen Jahresabrechnung zugrunde liegt, rechtskräftig für ungültig erklärt, muss 
die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer nach Treu und Glauben von der weiteren 
Durchsetzung der Nachschussforderungen aus der Jahresabrechnung absehen. 
 
b) Weil mit der Rechtskraft des Urteils, mit dem ein in der Abrechnung berücksichtig-
ter Beschluss über eine abweichende Kostenverteilung für ungültig erklärt wird, ledig-
lich die Durchsetzbarkeit der Nachschussforderung entfällt, müssen bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandene Schäden wegen Zahlungsverzugs von einem säumigen Woh-
nungseigentümer ersetzt werden. Eine bereits erhobene Zahlungsklage kann die Ge-
meinschaft der Wohnungseigentümer ab diesem Zeitpunkt für erledigt erklären mit der 
Folge, dass die Kosten regelmäßig dem säumigen Wohnungseigentümer aufzuerlegen 
sind. 
  
 

  
3. ZPO: Unmöglichkeit der elektronischen Übersendung 

Zwischenurteil vom 25.07.2023, Az: X ZR 51/23 
a) Die nach § 130d Satz 3 ZPO erforderliche Darlegung und Glaubhaftmachung ist 
rechtzeitig, wenn sie am gleichen Tag wie die Ersatzeinreichung bei Gericht eingeht 
(Ergänzung zu BGH, Beschluss vom 17. November 2022 - IX ZB 17/22, NJW 2023, 
456 Rn. 11; Beschluss vom 26. Januar 2023 - V ZB 11/22, WRP 2023, 833 Rn. 11). 
 
b) Eine vorübergehende Unmöglichkeit im Sinne von § 130d Satz 2 ZPO liegt jeden-
falls dann vor, wenn eine elektronische Übersendung über einen längeren Zeitraum 
hinweg nicht möglich und nicht abzusehen ist, wann die Störung behoben sein wird. 
  
 
  

 

 


